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Jochen Clasen, Elke Viebrock

Das Genter System der Arbeitslosenversicherung – immer noch
gewerkschaftliches Rekrutierungsinstrument oder sozialpoliti-
sches Auslaufmodell?

Dänemark und Schweden im Vergleich1

Das ‚Genter System‘ einer freiwilligen, gewerkschaftsnahen Arbeitslosenversicherung wird oft als ein
wesentlicher Grund für den hohen und stabilen gewerkschaftlichen Organisationsgrad in nordischen
Ländern erachtet. Da Gewerkschaft und Arbeitslosenversicherung jedoch formal unabhängig sind,
stellt sich die Frage, wie dieser Zusammenhang konkret entsteht. Dieser Artikel beschreibt und
analysiert jene Aspekte der schwedischen und dänischen Arbeitslosenversicherung, die die Attrakti-
vität der freiwilligen Mitgliedschaft in einer Arbeitslosenkasse begründen und darüber hinaus die
vergleichsweise teure Variante einer doppelten Mitgliedschaft in Gewerkschaft und Kasse nahe legen.
Abschließend werden potenziell bestandsgefährdende als auch stabilisierende Faktoren und Ent-
wicklungen in den beiden Untersuchungsländern diskutiert.

1. Einleitung

Innerhalb der Europäischen Union sind nationale Systeme der Arbeitslosenunterstüt-
zung meist als staatlich organisierte Pflichtversicherungen konstruiert. In einigen
Ländern, z.B. Großbritannien, unterliegt die Arbeitslosenversicherung ausschließlich
der Verfügungsgewalt des Staates. In vielen anderen, z.B. in Deutschland, sind Sozi-
alpartner zumindest an der Verwaltung von Geldleistungen oder der Implementie-
rung von Arbeitsmarktprogrammen beteiligt. Eine spezielle Variante existiert in den
drei nordischen Ländern Dänemark, Schweden und Finnland. Hier ist die Arbeitslo-
senversicherung zum einen freiwillig und zum anderen von gewerkschaftlich organi-
sierten Kassen verwaltet, die staatlich subventioniert werden. Das ursprünglich im
Jahr 1901 im belgischen Gent eingeführte System einer freiwilligen, öffentlich sub-
ventionierten und gewerkschaftlich verwalteten Versicherung gegen Arbeitslosigkeit
war noch bis Mitte des 20. Jahrhunderts ein in Europa verbreitetes Modell (Viebrock
2004), was auch dadurch bedingt war, dass die zu Beginn des Jahrhunderts expandie-
renden nationalen Sozialversicherungssysteme das Risiko Arbeitslosigkeit lange Zeit
ganz oder weitgehend ausklammerten. 2 Eine Mitursache war die Befürchtung, dass

1 Dieser Artikel basiert auf einer Studie für die Hans Böckler Stiftung (Projekt Nr. 2005-
767-4), der wir herzlich für die finanzielle Unterstützung danken möchten. Der Endbericht
des Projekts ist als pdf Datei bei der Hans Böckler Stiftung erhältlich (http://www.
boeckler.de/cps/rde/xchg/hbs/hs.xsl/272.html).

2 Die späte Einführung der Arbeitslosenversicherung in Deutschland kann als exemplarisch
für diese Problematik gelten. Ein Standardwerk diesbezüglich ist Faust (1986).
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öffentliche Lohnersatzleistungen für Arbeitslose den Schwellenlohn anheben könn-
ten. Dies brachte wiederum Gewerkschaften als erste Anbieter einer freiwilligen
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit ins Spiel, denn in Zeiten der Rezession stellte die
Zahlung von Arbeitslosengeld ein probates Mittel gegen den von Arbeitslosen ausge-
henden Lohndruck dar. Auch konnten die Gewerkschaften durch ihre Arbeitslosen-
versicherung eine Kontrolle darauf ausüben, welche Art von Arbeit als zumutbar galt,
die Arbeitslose annehmen mussten, um ihren Leistungsanspruch nicht zu verlieren.
Schließlich bot die Aussicht auf Arbeitslosengeld einen selektiven Anreiz zum Eintritt
in eine Gewerkschaft und erlaubte es, Mitglieder in wirtschaftlich schlechten Zeiten
zu halten (Rothstein 1992; Scruggs/Lange 2001).

Trotz dieser Vorteile gingen auch bestimmte Nachteile mit einer freiwilligen Ar-
beitslosenversicherung einher. So konnten sich oft nur gutbezahlte Facharbeiter diese
Art der Versicherung leisten, während das Gros der ungelernten Arbeiter außen vor-
blieb. Darüber hinaus ruhte die gewerkschaftliche Versicherung auf einer fragilen
Basis, da zu Zeiten einer branchenweiten Wirtschaftskrise eine Vielzahl von Mitglie-
dern der Arbeitslosigkeit ausgeliefert war und finanzielle Mittel schnell aufgebraucht
wurden. So wurden Forderungen nach einer stärkeren staatlichen Beteiligung bei der
Absicherung von Arbeitslosen lauter, als die Existenz von Wirtschaftszyklen, und
damit eine strukturelle Verursachung von Arbeitslosigkeit, kaum mehr zu bestreiten
war.  Dänemark war eines der ersten Länder, die das Genter System auf zentralstaat-
licher Ebene institutionalisierten. Dem 1907 eingeführten System kam dabei auch zu
Gute, dass Anfang des 20. Jahrhunderts die dänische Gewerkschaftsbewegung eine
der stärksten weltweit war (Ebbinghaus/Visser 2000).

Auf die Gründe, weshalb sich nach dem zweiten Weltkrieg ‚Genter‘ Arbeitslo-
senversicherungen nur noch in wenigen Ländern behaupten konnten, soll hier nicht
eingegangen werden (siehe ausführlich hierzu Viebrock 2004). Es soll lediglich fest-
gestellt werden, dass derzeitig freiwillige und gewerkschaftlich geprägte Arbeitslosen-
versicherungen nur noch in Dänemark, Schweden und Finnland existieren – und sich
belgische Gewerkschaften eine wichtige Rolle in der nationalen Pflichtversicherung
gegen Arbeitslosigkeit bewahrten. Inzwischen sind einstige gewerkschaftliche Fonds
in Skandinavien in formal unabhängige Kassen umgewandelt und einer staatlichen
Kontrolle unterstellt worden. Auch ist der Beitritt in eine Arbeitslosenkasse ohne
gleichzeitige Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft seit Beginn der staatlichen Sub-
ventionierung möglich. Diese Öffnung der Kassen erwies sich allerdings nicht als
Schwächung sondern als Stärkung der skandinavischen Gewerkschaften, denn in der
Praxis traten nur sehr wenige Versicherte lediglich einer Arbeitslosenkasse und nicht
auch der Gewerkschaft bei.

In der sozialpolitischen und polit-ökonomischen Literatur wird seit geraumer
Zeit auf die Relevanz der institutionellen Gestaltung der Arbeitslosenversicherung für
die Rolle und Stärke nationaler Gewerkschaften verwiesen (z.B. Neumann et al. 1991;
Rothstein 1992; Western 1993; Leonardi 2006). Tabelle 1 (gegenüber) verdeutlicht,
dass die drei nordischen Länder mit ‚klassischen‘ Genter Strukturen der Arbeitslo-
senversicherung sehr hohe Gewerkschaftsdichten aufweisen, und sich zudem dem
internationalen Trend einer kontinuierlich abschwächenden gewerkschaftlichen Prä-
senz widersetzen konnten. Dass dies kein rein skandinavisches Phänomen ist, wird
durch Norwegen, einem Land ohne Genter Arbeitslosenversicherung, unterstrichen.
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Tabelle 1: Gewerkschaftsdichte im Vergleich (angeglichene Daten) von 1970 bis
2003 (in Prozent)

1970 1980 1990 2000 2001 2002 2003
Deutschland 32,0 34,9 31,2 25,0 23,5 23,2 22,6
Norwegen 56,8 58,3 58,5 53,7 52,8 53,0 53,3
Belgien 42,1 54,1 53,9 55,6 – 55,4 –
Dänemark 60,3 78,6 75,3 73,3 72,5 – 70,4
Finnland 51,3 69,4 72,5 75,0 74,5 74,8 74,1
Schweden 67,7 78,0 80,8 79,1 78,0 78,0 78,0

Quelle: Visser (2006: 45)

Abgesehen von allgemeinen Verweisen auf die mutmaßliche Bedeutung des Genter
Systems finden sich in der Literatur allerdings kaum systematische Untersuchungen
über Gründe dafür, dass formal unabhängige Arbeitslosenkassen gewerkschaftliche
Rekrutierungseffekte erzeugen. Darüber hinaus gibt es keine vergleichenden Analysen
über mögliche länderspezifische Faktoren. Im Folgenden sollen diese Zusammen-
hänge untersucht und mögliche Einflüsse der Genter Arbeitslosenversicherung in
zwei Beispielländern genauer beleuchtet werden. Konkret geht es um die Identifikati-
on institutioneller Aspekte aktueller Arbeitslosenversicherungen in Dänemark und
Schweden, die sich positiv auf die relativ hohe Gewerkschaftsdichte beider Länder
auswirken.3 Zunächst sollen theoretische Zusammenhänge von freiwilliger Arbeits-
losenversicherung und gewerkschaftlicher Rekrutierung diskutiert werden (2). In dem
anschließenden Abschnitt werden Kernelemente (Organisation, Finanzierung, Lei-
stungen) der Arbeitslosenversicherungssysteme in Dänemark und Schweden gegen-
übergestellt (3), um im Folgenden die gewerkschaftlichen Rekrutierungsanreize der
jeweiligen Systeme zu diskutieren (4). In einer Schlussbetrachtung werden Überle-
gungen bezüglich der institutionellen Zukunftsfähigkeit der Genter Arbeitslosenver-
sicherung in modernen Sozialstaaten angestellt (5). Der Artikel beruht auf der Aus-
wertung von Sekundärliteratur und auf Experteninterviews in Dänemark und Schwe-
den. 4

3 Die Untersuchung beschränkt sich auf Dänemark und Schweden, da die Gerwerkschafts-
dichte in Belgien signifikant niedriger und die belgische Arbeitslosenversicherung ein
Pflichtsystem darstellt. Auf einen Vergleich mit Finnland wurde aus pragmatischen Grün-
den (Förderungsrahmen) verzichtet. Zudem geht es hier gezielt darum, mutmaßliche Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede der dänischen und schwedischen Systeme zu untersu-
chen.

4 Die Verfasser möchten sich bei den folgenden Personen für hilfreiche Hinweise, Informa-
tionen und Gespräche bedanken: In Dänemark bei Helge Albrechtsen (Universität Ko-
penhagen), Jon Kvist, Niels Ploug, Hans Hansen, Bodil Damgaard, Olli Kangas and Mi-
riam Wüst (SFI), Bent Greve und Steen Scheuer (Universität Roskilde), Asbjørn S. Nør-
gaard (Universität Odense), Torben Jensen (AK-Samvirke), Vibeke Dalbro und Thomas
Mølsted Jørgensen (Arbejdsdirektoratet), Per Kongshøj Madsen, Fleming Larsen und Jens
Lind (Universität Aalborg). In Schweden bei Eero Carroll und Walter Korpi (Universität
Stockholm), Samuel Engblom (AMS), Eva Uddén Sonnegård (Moderaterna), Joakim Palme
(Framtids Institut), Anders Edward (AEA), Peter Schönefeld und Gertrud Eriksson (Ar-
betslöshetskassornas Samorganisation).
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2. Das Genter System als gewerkschaftliches Rekrutierungsinstrument

Vorwiegend quantitative, makrosoziologische Studien haben gezeigt, dass Länder, in
denen die Arbeitslosenversicherung nach dem Genter System organisiert ist, histo-
risch betrachtet einen höheren gewerkschaftlichen Organisationsgrad aufweisen als
Länder, in denen eine Pflichtversicherung institutionalisiert wurde (Ebbinghaus/
Visser 1999; Neumann et al. 1991; Western 1997). Dies ist in Einklang mit Olsons
Theorie selektiver Anreize, mit deren Hilfe das so genannte „Trittbrettfahrerpro-
blem“ kollektiver Gruppen, die allgemein zugängliche Güter anbieten, überwunden
werden kann (Olson 1965). Gewerkschaftsgebundene Leistungen wie die freiwillige
Arbeitslosenversicherung bringen demnach auch diejenigen in die Gewerkschaft, die
andernfalls nicht beigetreten wären. Damit soll nicht abgestritten werden, dass viele
Arbeitnehmer einer Gewerkschaft aus Gründen der allgemeinen Solidarität mit
Gleichgestellten und ähnlichen idealistischen und weniger instrumentellen Motiven
beitreten mögen. Jedoch scheint die Theorie der selektiven Anreize eine plausible
(und kompatible) Erklärung für den ausgeprägten Rekrutierungserfolg der Gewerk-
schaften in Ländern mit Genter Arbeitslosenversicherung. So ermittelte z.B. Western
(1993; 1997) mittels verschiedener quantitativer Tests einen signifikanten Anstieg des
gewerkschaftlichen Organisationsgrades durch die Existenz eines Genter Systems.
Besonders in Zeiten von hoher Arbeitslosigkeit macht die Art der Arbeitslosenversi-
cherung einen substanziellen Unterschied. Während in Ländern mit Arbeitslosenver-
sicherungen ohne großen Gewerkschaftseinfluss Arbeitslose eher dazu tendierten,
aus der Gewerkschaft auszutreten, blieben Arbeitslose bzw. Arbeitnehmer, die auf-
grund des allgemeinen schlechten wirtschaftlichen Klimas Arbeitslosigkeit befürch-
ten, in Ländern mit Genter System weiterhin Mitglieder. Dem liegt vermutlich die
Sorge zugrunde Leistungsansprüche zu verlieren. Auch neu Beschäftigte, die ein
objektiv erhöhtes Arbeitslosigkeitsrisiko haben, seien in Gent-Ländern in Zeiten von
starkem Beschäftigungswachstum eher bereit, einer Gewerkschaft beizutreten. In der
Tat konnte Western (1993; 1997) diese Hypothesen für den Nachkriegszeitraum
1950-1985 eindeutig empirisch bestätigen.

Komparativ-qualitative Arbeiten verweisen oft darauf, dass Norwegen, ein Land
ohne Genter System, zwar im internationalen Vergleich einen relativ hohen gewerk-
schaftlichen Organisationsgrad hat, dieser allerdings deutlich unter dem der anderen
drei nordischen Länder liegt. Ähnlich ist die Organisationsdichte der niederländischen
Gewerkschaften niedriger als die der belgischen, obwohl sich diese beiden Länder in
vielen für den sozialwissenschaftlichen Vergleich relevanten Merkmalen sehr ähnlich
sind (Crouch 2000). Dennoch bleibt ungeklärt, ob das Genter System allein die erhebli-
chen Unterschiede in der Organisationsdichte zwischen Ländern erklären kann, die sich
ansonsten sehr ähnlich sind (Shalev 2006). So zeigen sich verschiedene Autoren skep-
tisch, ob sich das Genter System historisch betrachtet wirklich so positiv auf die Ge-
werkschaftsmitgliederentwicklung auswirkte, vor allem unter dem Umstand der Vollbe-
schäftigung in Gent-Ländern in der Nachkriegszeit. So wird denn auf alternative Erklä-
rungen verwiesen, wie zum Beispiel die Stärke lokaler Gewerkschaften und ihre wir-
kungsvolle Präsenz am Arbeitsplatz (Hancké 1993; Leonardi 2006).

Allerdings herrscht Einigkeit darüber, dass dem Genter System unter den aktuel-
len arbeitsmarktpolitischen Umständen eine zentrale Bedeutung zukommt. So setzen
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sich Gent-Länder deutlich vom gegenwärtigen internationalen Trend eines rückläufigen
gewerkschaftlichen Organisationsgrades ab (Tabelle 1, Seite 353). Die Hypothese, dass
sich das Genter System der Arbeitslosenversicherung positiv auf den allgemeinen ge-
werkschaftlichen Organisationsgrad auswirkt, konnte jüngst mit Hilfe einer Zeitreihen-
untersuchung, die die 1990er Jahre einschloss, untermauert werden (Scruggs 2002). Im
Einklang mit Westerns Ergebnissen bestätigte Scruggs zudem einen positiven Effekt
des Genter Systems auf den gewerkschaftlichen Organisationsgrad von Arbeitslosen.

Angesichts dieser empirischen Befunde gilt es jedoch eine theoretische Unstim-
migkeit zu beachten. Einerseits ist es rational nachvollziehbar, dass sich Arbeitneh-
mer in wirtschaftlich unsicheren Zeiten vermehrt freiwillig gegen Arbeitslosigkeit
absichern. Unklar bleibt allerdings, weshalb der Beitritt in eine Arbeitslosenversiche-
rung mit dem Beitritt in eine Gewerkschaft verbunden sein soll. Immerhin existiert
ja, wie einleitend angemerkt, seit Jahrzehnten eine formale Trennung zwischen Ge-
werkschaft und Arbeitslosenversicherung. Zudem ist eine doppelte Mitgliedschaft in
beiden Organisationen teurer als die Option, sich lediglich gegen Arbeitslosigkeit zu
versichern (siehe Abschnitt 3).

Zu dieser Frage, die bisher kaum systematisch analysiert wurde, finden sich in
den obengenannten Studien lediglich Vermutungen. Beispielhaft nimmt Scruggs
(2002) an, dass trotz formaler Unabhängigkeit Gewerkschaften mit darüber entschei-
den mögen, welche Jobangebote einzelnen Arbeitslosen unterbreitet werden bzw.
welche Zumutbarkeitskriterien individuell gelten. Auch wenn eine Bevorzugung von
arbeitslosen Gewerkschaftsmitgliedern möglicherweise lediglich in der Wahrnehmung
Arbeitsloser existiert, würde es daher gerade in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit nahe
liegen, eine doppelte Mitgliedschaft in Arbeitslosenkasse und Gewerkschaft zu präfe-
rieren. Diese Hypothese mag indirekt durch den Vergleich der gewerkschaftlichen
Organisationsraten von Arbeitslosen in Gent-Ländern mit denen in Nicht-Gent-
Ländern bestätigt sein. Allerdings ist damit weder geklärt, wie es zu realen oder ange-
nommenen Bevorzugungen von Gewerkschaftsmitgliedern kommt, noch welche
Faktoren relevant sind, die der Beeinflussung individuellen Verhaltens in Ländern mit
gewerkschaftlich verwalteten Arbeitslosenversicherungen zugrunde liegen (Scruggs
2002: 295). Die folgende Diskussion hat daher zum Ziel, Rekrutierungsmechanismen
zu identifizieren und mögliche länderspezifische Faktoren zu bestimmen. Ein solcher
Schritt setzt eine knappe Gegenüberstellung der Grundzüge und Merkmale der aktu-
ellen Systeme in Dänemark und Schweden voraus.

3. Das Genter System in dänischer und schwedischer Praxis

Abgesehen von normativen und solidarisch geprägten Motiven beruht eine Pflichtversi-
cherung darin, dem Problem einer ‚adverse selection‘ zu entgegnen, also auch Arbeit-
nehmer einzubeziehen, die ein geringes Arbeitslosigkeitsrisiko besitzen. In freiwilligen
Systemen besteht die Gefahr, dass sich diese ‚gute Risiken‘ nicht an der Finanzierung
beteiligen und Mitgliederbeiträge dementsprechend höher ausfallen müssten. Prinzipiell
bedeutet dies, dass die Reichweite der Absicherung des Risikos Arbeitslosigkeit in frei-
willigen Systemen geringer sein müsste als in Pflichtversicherungen. Ein Blick in die
Praxis verdeutlicht, dass dies nicht unbedingt der Fall ist. So ist der Anteil der Arbeits-
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losen, die Versicherungsleistungen beziehen, in den beiden Gent-Ländern Schweden
und Dänemark wesentlich höher als in Deutschland, das hier als Beispiel eines Landes
mit Pflichtversicherung herangezogen wurde (Tabelle 2). Diese Unterschiede dürften
zum Teil der höheren Arbeitslosigkeit und insbesondere der Langzeitarbeitslosigkeit
in Deutschland geschuldet sein. Zum anderen dürften Unterschiede bei Bezugszeiten
und Zugangskriterien von Arbeitslosengeld eine Rolle spielen. Auffällig bleibt aber,
dass auch der Deckungsgrad der Arbeitslosenversicherung, also der Anteil der versi-
cherten Erwerbstätigen bzw. Arbeitnehmer, die entsprechende Beiträge entrichten
und somit potenziell Leistungsansprüche geltend machen können, in den nordischen
freiwilligen Versicherungssystemen etwas höher liegt als in Deutschland. Dies mag
wiederum mit den in Schweden und Dänemark relativ niedrigeren direkten Versiche-
rungsbeiträgen (siehe Tabelle 2 und Abschnitt 3.1) zusammenhängen. Lohnersatz-
raten, die in Deutschland kaum niedriger ausfallen als in den beiden anderen Län-
dern, spielen hingegen eine eher geringe Rolle (wobei bedingt durch Familienstand,
vorheriges Arbeitseinkommen usw. allerdings erhebliche Unterschiede möglich sind,
siehe OECD 2006). Festzuhalten bleibt, dass eine freiwillige Arbeitslosenversiche-
rung in der Praxis nicht nur (individuell) kostengünstiger sondern auch sozialpolitisch
effizienter sein kann als eine Pflichtversicherung. Um die konkrete Attraktivität der
frei-willigen Arbeitslosenversicherung in den beiden nordischen Ländern allerdings
genauer erfassen zu können, sollen im Folgenden zunächst folgende wesentliche

Tabelle 2: Arbeitslosenversicherungen im Vergleich

Dänemark Schweden Deutschland

Versicherungsmodus Freiwilligkeit Freiwilligkeit Pflicht

Zahl der Kassen 32 37 1

Monatliche direkte Eigenbeteili-
gung (in Euro) (1) 55 11 96

Nettolohnersatzrate (%) (2) 61 77 61

Maximale Leistungsdauer (3) 4 Jahre 600 Tage 12 (18) Monate

Mitgliedsrate (4) 78 85 77

Empfänger von Versicherungs-
leistungen (%) (5) 85 85 47

Anmerkungen und Quellen:
(1) für Dänemark: Beitrag plus durchschnittlicher Verwaltungsbeitrag; für Deutschland: 3.25%
eines durchschnittlichen Bruttoverdiensts von Arbeitnehmern in produzierendem Gewerbe
(Statistisches Bundesamt 2005); (2) bezogen auf Alleinstehende ohne Kinder mit vorherigem
Gehalt eines ‚average production workers‘ (OECD 2006); (3) einschließlich ‚Aktivierungspha-
sen‘, also Teilnahme in arbeitsmarkpolitischen Programmen; (4) für Dänemark und Schweden:
Anteil Versicherter an Erwerbspersonen; für Deutschland: sozialversicherungspflichtige Ar-
beitnehmer als Anteil aller Arbeitnehmer im Inland; (5) für Deutschland: durchschnittliche
Zahl der Arbeitslosengeldbezieher im Verhältnis zur durchschnittlichen Zahl aller Arbeitslosen
im Jahr 2004 (eigene Berechnungen nach Statistisches Bundesamt 2005).
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Merkmale charakterisiert werden: Organisation und Mitgliedschaft, Finanzierung
sowie Form und Umfang der Lohnersatzleistungen, zusätzliche Leistungen für Ar-
beitslose. Tabelle 3 dient vorab zum knappen synoptischen Vergleich des dänischen
und des schwedischen Systems.

Tabelle 3: Wesentliche Merkmale der freiwilligen Arbeitslosenversicherungs-
systeme in Dänemark und Schweden, 2005

Dänemark Schweden

Organisation 32 Arbeitslosenversicherungskas-
sen, davon eine gewerkschafts-
unabhängige und drei wettbe-
werbsorientierte Kassen

36 Arbeitslosenversicherungskas-
sen, bezogen auf Gewerkschafts-
branchen sowie eine unabhängige
Kasse

Mitgliedschaft Beschäftigung (Voll- und Teil-
zeitschäftigte); abgeschlossene
Ausbildung oder Selbstständig-
keit

Beschäftigte, Selbstständige,
Studenten; Mindestarbeitszeit
von 17 Stunden wöchentlich
(gesonderte Regelung für Stu-
denten)

Finanzierung Einheitlicher Mitgliedsbeitag für
Versicherung plus variabler
Beitrag für Verwaltung; Hauptfi-
nanzierung aus Steuermitteln

Geringer Mitgliedsbeitrag zur
Deckung der Verwaltungskosten,
95%  aus allgemeinen Steuern
und Arbeitgeber- und Selbststän-
digenbeiträgen

Leistungsniveau 90% des letzten Erwerbsein-
kommens bis zu einem monatli-
chen Maximalbetrag (vor Steu-
ern) von 14.170 DKK (ca.
1.900 €) und Minimalbetrag von
82% des Maximalbetrags.

80% des letzten Erwerbsein-
kommens bis zu einem Maximal-
betrag von monatlich 20.750
SEK (ca. 2093 €)

Leistungsdauer Maximal vier Jahre: aber nach
mindestens 12 Monaten ‚Aktivie-
rungsperiode‘

Maximal 300 Tage, verlängerbar
in bestimmten Fällen um weitere
300 Tage

Leistungs-
voraussetzungen

Kassenmitgliedschaft von minde-
stens 12 Monaten; Erwerbstätig-
keit von 26 Wochen (bei Voll-
zeitbeschäftigten) bzw. 34 Wo-
chen (bei Teilzeit) innerhalb einer
Rahmenfrist von 3 Jahren; (ge-
sonderte Regelungen für Ar-
beitslose nach Berufsausbildung)

Erwerbstätigkeit von mindestens
70 Stunden pro Monat in minde-
stens 6 Monaten innerhalb der 12
Monate vor Beginn der Arbeits-
losigkeit; oder Erwerbstätigkeit
von mindestens 450 Stunden
während 6 zusammenhängender
Monate bei mindestens 45 Stun-
den pro Monat (gesonderte
Regelung für Studenten)

Wartezeit Keine 5 Arbeitstage (= 1 Woche)

Weitere angebotene
Leistungen

Vorruhestandsgeld, Beratung,
Arbeitsvermittlung und andere
Hilfen zur Wiedereingliederung
in den Arbeitsmarkt

keine

Quelle: eigene Zusammenstellung
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3.1 Organisation und Mitgliedschaft

Die dänische Arbeitslosenversicherung wurde im Jahr 1969 grundlegend reformiert. Den
branchenspezifisch operierenden Arbeitslosenkassen (a-kasser) wurde die Funktion der
Arbeitsvermittlung entzogen und an neu gegründete öffentliche Arbeitsämter (Ar-
bejdsformidlingen, AF) übertragen. Die bis in die 1960er Jahre geltende Praxis, die es A-
Kassen ermöglichte, Versicherten, die nicht gleichzeitig Mitglied einer Gewerkschaft
waren, einen um ca. 40 Prozent höheren Beitrag abzuverlangen, wurde abgeschafft und
einheitliche Beiträge eingeführt (Nørgaard 1997: 333). Im Gegenzug wurde die steuerli-
che Subventionierung der Kassen erheblich angehoben, der Zugang zu Versicherungs-
leistungen erleichtert, sowie das Leistungsniveau stark verbessert. Die Mindestmitglie-
derzahl wurde zunächst von 100 auf 1000, später auf 5.000 und schließlich auf 10.000
erhöht (Nørgaard 1997: 340; Lind 2001: 117). In den siebziger Jahren wurde dann der
Deckungsgrad der Arbeitslosenversicherung deutlich angehoben, als sowohl Teilzeitbe-
schäftigten als auch Selbstständigen eine Kassenmitgliedschaft ermöglicht wurde.

Gegenwärtig wird das dänische Arbeitslosenversicherungssystem von 32 A-Kas-
sen verwaltet. Es gelten dabei einheitliche, gesetzlich fixierte Regelungen und Vor-
schriften über Leistungskriterien (Höhe und Dauer der Versicherungsleistung) oder
Anforderungen an Arbeitslose in bezug auf Zumutbarkeit, Arbeitssuche oder Ar-
beitsbereitschaft. Die staatliche Kontrolle der A-Kassen wird vom Arbejdsdirektoratet,
einer Abteilung des Arbeitsministeriums, ausgeübt.

Abgesehen von zwei Kassen für Selbstständige ist die Struktur der A-Kassen
von der dänischen Gewerkschaftsstruktur geprägt, die sowohl zwischen Arbeitern
und Angestellten differenziert, als auch nach Berufszugehörigkeit und Bildungsgrad.
Die große Mehrheit der zahlreichen Gewerkschaften ist dabei einem der drei Dach-
verbände, dem LO (Arbeiter und Angestellte im privaten und öffentlichen Bereich),
dem AC (Erwerbstätige mit Hochschulabschluss) oder dem FTF (Angestellte im
öffentlichen Sektor), angeschlossen. Der LO ist mit mehr als der Hälfte aller Versi-
cherten der nach Mitgliederzahl weitaus größte Verband; er steht traditionell der
sozialdemokratischen Partei nahe (Lind 2001).

Die A-Kassen sind meist den für bestimmte Berufs- oder Qualifikationsgruppen
relevanten Gewerkschaften bzw. Verbänden für Selbstständige angegliedert. Prinzipi-
ell besteht aber schon seit geraumer Zeit die Möglichkeit, in eine Kasse einzutreten,
die sich als branchenungebunden versteht. Noch bis vor wenigen Jahren stand hier-
für allerdings lediglich die Christliche A-Kasse offen, die sich traditionell als berufs-
und branchenunabhängig verstanden hat und bewusst Personen rekrutiert, die sich
nicht mit der Gewerkschaftsbewegung identifizieren. Vor 20 Jahren betrug die Mit-
gliederzahl dieser inzwischen viertgrößten Arbeitslosenkasse Dänemarks nur etwa
30.000 Personen, ist inzwischen jedoch auf knapp 160.000 angewachsen, was ca.
sieben Prozent aller Versicherten entspricht (Arbejdsdirektoratet 2005). Nach einer
gesetzlichen Änderung im Jahre 2002 nahmen drei weitere Kassen die Möglichkeit
wahr, sich bei der Rekrutierung von Mitgliedern nunmehr berufs- bzw. qualifikati-
onsungebunden zu orientieren. Somit existieren inzwischen vier ‚freie‘ Kassen, die
sich im Gegensatz zum Gros der A-Kassen aktiv bemühen, Mitglieder anderer Kas-
sen, z.B. durch geringere Gebühren, abzuwerben (s. Abschnitt 4).

In Schweden wurde die freiwillige einkommensabhängige Versicherung 1974 um
eine allgemeine, staatlich finanzierte (Arbeitslosenhilfe) erweitert, die als Alternative
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zur freiwilligen einkommensabhängigen Versicherung für diejenigen diente, die ent-
weder nicht Mitglied in einer der gewerkschaftsnahen Arbeitslosenkassen waren oder
die Anwartschaftszeiten nicht erfüllt hatten. Im Zuge einer grundlegenden Reform
1997 wurde diese Arbeitslosenhilfe abgeschafft und eine Basiskomponente (Grundsi-
cherung) eingeführt, die obligatorisch jeden Arbeitnehmer erfasst, der für einen sub-
stanziellen Zeitraum auf dem Arbeitsmarkt tätig ist. Das Niveau dieser Grundsiche-
rung ist aber wesentlich niedriger als die Leistungen der Arbeitslosenversicherung.

Die schwedische freiwillige Arbeitslosenversicherung (Verdienstausfallversiche-
rung) wird derzeit von 37 Arbeitslosenversicherungskassen verwaltet, die wie in Dä-
nemark privaten Status haben. Um nach dem Arbeitslosenkassengesetz von 1997 als
offizieller Arbeitslosenfonds anerkannt zu werden, muss eine Kasse mindestens
10.000 Mitglieder umfassen und sich beim schwedischen Zentralamt für Arbeit (Ar-
betsmarknadsstyrelsen, AMS) registrieren lassen.5 Das AMS hat dabei die Aufgabe, für
die Einheitlichkeit der Regelungen und die Rechtssicherheit in der Verwaltung der
Arbeitslosenversicherung zu sorgen. Ebenso wie in Dänemark werden die Leistungs-
kriterien sowie die Anspruchsvoraussetzungen an Arbeitslose staatlich festgesetzt.
Während die 37 selbstständigen Arbeitslosenkassen über die Arbeitslosenleistungen
entscheiden und diese auch auszahlen, stellt die 2004 neugegründete IAF (Inspektionen
för arbetslöshetsförsäkringen) als staatliche Aufsichtsbehörde der Arbeitslosenkassen
sicher, dass diese ihre Aufgabe korrekt erfüllen. Das IAF legt auch fest, wie die weite-
ren regelmäßigen Meldungen auszusehen haben (z.B. persönliches Erscheinen oder
sofortige Reaktion auf Anfragen etc.).

Welchen Beschäftigungsbereich eine Kasse abdeckt, wird in den jeweiligen Kas-
senstatuten geregelt. Da fast alle Kassen einer Branchengewerkschaft angeschlossen
sind, stimmt der Beschäftigungsbereich für gewöhnlich mit dem der Gewerkschafts-
branche überein. Die Gewerkschaften sind wiederum einem der drei Dachverbände
LO (Arbeiter), TCO (Angestellte) oder SACO (Akademiker) angeschlossen. Da je-
doch manche Gewerkschaften nach dem Industrieprinzip und andere nach dem
Qualifikationsprinzip organisiert sind, gibt es einige potenzielle Mitgliederüber-
schneidungen. So steht z.B. Akademikern prinzipiell die Mitgliedschaft in mehreren
Kassen offen. Man kann aber jeweils nur Mitglied in einer Kasse sein, allerdings die
Mitgliedschaft wechseln, wenn man den Beruf wechselt. Bisherige Ansprüche werden
dabei übertragen. Der Zugang zu einer Arbeitslosenkasse steht allen Arbeitnehmern
einer Branche offen. Er gilt lediglich eine Altersbeschränkung (15 bis 64 Jahre) und
eine Mindestarbeitszeit von 17 Stunden wöchentlich. Auch Studenten und Selbst-
ständigen steht die freiwillige einkommensbezogene Arbeitslosenversicherung offen.

Die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft beinhaltet normalerweise die Mitglied-
schaft in der gewerkschaftlichen Arbeitslosenkasse. Viele Arbeitslosenkassen arbeiten
eng mit den Gewerkschaften zusammen, sind aber, wie oben erwähnt, formal unab-
hängig von ihnen. Dennoch gehörten früher in der Praxis fast alle Kassenmitglieder
auch der Gewerkschaft an, da diese formale Trennung nicht weitreichend bekannt
war. Neuerdings bietet sich jedoch die gewerkschafts- und branchenunabhängige

5 Manche schon vorher bestehenden Arbeitslosenkassen mit weniger als 10.000 Mitglieder
durften jedoch weiterarbeiten. In Dänemark waren diese gezwungen, mit anderen Kassen
zu fusionieren.
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Alfa-Kasse (Alfa-Kassan) als Alternative zu den 36 branchenspezifischen gewerk-
schaftsnahen Kassen an, wodurch die formale Trennung von Gewerkschaft und
Arbeitslosenkasse stärker akzentuiert wurde. Interessant ist dabei, dass die unabhän-
gige Alfa-Kasse von der Dachorganisation der gewerkschaftlich verwalteten Kassen
geführt wird. Die Mitgliedschaft in der Alfa-Kasse steht Beschäftigten aus einer Viel-
zahl von Branchen und Berufen offen. Im Dezember 2004 waren von den über 3,8
Millionen Arbeitnehmern, die freiwillig gegen Arbeitslosigkeit versichert sind, aller-
dings nur knapp 66.600 der Alfa-Kasse angeschlossen.6 Die Relevanz der Alfa-Kasse
liegt eindeutig im Bereich der Grundsicherung. So bearbeitete sie im Jahr 2004 76
Prozent aller Anspruchstage auf Grundsicherung, der Rest wurde von den Arbeitslo-
senkassen verwaltet.

3.2 Finanzierung und Lohnersatzleistungen

In beiden Ländern wird die Arbeitslosenversicherung durch Steuern und Mitglieds-
beiträge, die steuerlich absetzbar sind, finanziert. Abgesehen von einem geringen
Pflichtbeitrag für eine staatliche Zusatzrente von 19 € (144 DKK) pro Jahr, setzt sich
der jährliche Mitgliedsbeitrag in Dänemark aus einem pauschalen Versicherungsbeitrag
(für Vollzeitbeschäftigte) von 420 € (3.144 DKK) und einem variablen Verwaltungs-
beitrag zusammen, der von 86 € (624 DKK) in der preiswertesten Kasse bis 368 €
(2.748 DKK) in der teuersten Kasse reicht (alle Zahlen für 2005). Unterschiedliche
Verwaltungsbeiträge spiegeln zum einen unterschiedliche Arbeitslosigkeitsrisiken und
Strukturen der Arbeitslosigkeit bei Versicherten der jeweiligen Kassen wider. Zum
anderen ist die Mitgliederstärke von Bedeutung, denn diese hat Einfluss auf die Zahl
der lokalen Zweigstellen und der Mitarbeiter einer Kasse.

Steuermittel, als weitaus bedeutendere Finanzierungsquelle der Arbeitslosenver-
sicherung, stammen zum einen aus dem allgemeinen Staatshaushalt und zum anderen
aus einer zweckgebundenen Arbeitsmarktabgabe, die von allen Erwerbstätigen ent-
richtet wird und acht Prozent des Bruttoeinkommens entspricht. Diese Konstruktion
der Finanzierung bewirkt zum einen, dass der Anteil der Steuerfinanzierung positiv
mit der Entwicklung der Arbeitslosigkeit korreliert, da die Summe der Mitgliederbei-
träge kurzfristig kaum variiert. Zum anderen erzeugt der Finanzierungsmodus einen
starken Anreiz zur Mitgliedschaft im freiwilligen Versicherungssystem. Da alle Ar-
beitnehmer über Steuern die Versicherung zum großen Teil mitfinanzieren, ist es aus
einer rationalen Kosten-Nutzen-Analyse heraus einleuchtend, durch einen relativ
geringen freiwilligen Beitrag diesem System auch beizutreten.

Eine weitere Motivation zum Beitritt in die dänische Arbeitslosenversicherung
ergibt sich aus der Großzügigkeit der Leistung besonders bei Niedrigeinkommens-
gruppen, für die Einkommensersatzleistungen von bis zu 90 Prozent der ehemaligen
Arbeitseinkommens gelten können (OECD 2004). Allerdings bewirken die Besteue-
rung des Arbeitslosengeldes und besonders die relativ niedrige Obergrenze, dass der
Lohnersatz für mittlere Einkommensbezieher weit unter diesen 90 Prozent liegt
(siehe auch Tabelle 2, Seite 356). Zudem ist die Obergrenze zwar dynamisiert, aber

6 Die Alfa-Kasse ist insofern unattraktiver, als sie einen höheren Verwaltungsaufwand pro Fall
hat und daher einen höheren Mitgliedsbeitrag als die anderen Kassen verlangt (IAF 2005).
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nur zum Teil an die Entwicklung des Durchschnittsarbeitseinkommens gekoppelt.
Dies hat dazu geführt, dass sich die Spanne zwischen Maximalbetrag des Arbeitslo-
sengeldes und durchschnittlichem Arbeitseinkommen seit Jahren stetig ausgeweitet
hat. So entsprach 1994 das maximale Arbeitslosengeld noch 66 Prozent des durch-
schnittlichen Einkommens, und ist seither stetig auf 63 Prozent im Jahr 2001 abge-
sunken (Hansen 2003: 12).

Weil in Schweden, anders als in Dänemark, die Mitgliedsbeiträge sich aus nur einer
geringen staatlichen Gebühr und den Verwaltungskosten der jeweiligen Kasse zusam-
mensetzen, fallen sie mit durchschnittlich 11 € monatlich sehr niedrig aus. Sie sind
damit erheblich günstiger als die dänischen Beiträge (siehe Tabelle 2, Seite 356), die
zudem weit stärker variieren.7 Die Beiträge für Nicht-Gewerkschaftsmitglieder sind um
ca. 10-20 Prozent höher, da auch der Verwaltungsaufwand für die Gewerkschaften in
diesem Fall höher ist. Das schwedische System ist damit (derzeitig) bis zu ca. 95 Pro-
zent steuerfinanziert, also noch stärker als das dänische von staatlichen Mitteln getra-
gen. Überschüsse gehen in den allgemeinen Staatshaushalt ein, und Defizite werden
von ihm getragen, da es keinen gesonderten Arbeitslosentopf gibt (Engblom 2005).

Aufgrund der geringen Kosten wäre es von einer Kosten-Nutzen-Perspektive
her betrachtet nicht nachvollziehbar, auf die Arbeitslosenversicherung zu verzichten,
da die eigenen Beiträge dank der hohen staatlichen Subvention sehr gering sind
(Hatland 1998). Es kann vermutet werden, dass sich nur diejenigen Beschäftigten mit
einem objektiv sehr geringen Arbeitslosigkeitsrisiko, zum Beispiel Beamte, gegen eine
Mitgliedschaft in der Arbeitslosenkasse entscheiden.

3.3 Zusätzliche Leistungen für Arbeitslose

Dänische A-Kassen verwalten nicht nur Arbeitslosengeld sondern bieten potenziellen
Mitgliedern zwei weitere Beitrittsanreize. Zum einen ist dies die freiwillige Vorruhe-
standsleistung (efterløn). Mit diesem im Jahre 1979 eingeführten System wurde ursprüng-
lich versucht, der Massenarbeitslosigkeit mit Strategien der Verringerung des Arbeits-
kraftangebots beizukommen. Die Verwaltung wurde den A-Kassen übertragen und der
Zugang zu Leistungen an eine Mitgliedschaft in der Arbeitslosenversicherung gekop-
pelt. Seit 1979 verstärkte sich also der Anreiz zu einem der Beitritt in eine Arbeitslosen-
kasse noch einmal durch den damit erworbenen Anspruch auf eine Vorruhestandslei-
stung, zumal diese (bis zum Jahr 1999) keine zusätzlichen Beiträge erforderte.

Die Bedeutung dieser Leistung für die A-Kassen wurde im Jahre 1992 deutlich, als
die Mindestversicherungsdauer, an die der Anspruch auf efterløn geknüpft war, verdop-
pelt wurde. Seit 1992 galt zudem, dass zum Zeitpunkt des gewünschten Eintrittsalters
in den Vorruhestand 20 Jahre (inzwischen 25 Jahre) Mitgliedschaft in einer A-Kasse in
den vorangegangenen 25 Jahren (inzwischen 30) notwendig wurden. Diese Regelung
betraf also besonders diejenigen, die im Jahre 1992 etwa um die 45 Jahre alt waren.
Folgerichtig stieg kurz vor Inkrafttreten der neuen Regelung die Mitgliedsquote dieser
Altersgruppe in A-Kassen überdurchschnittlich und sprunghaft an (Parsons u.a. 2003: 38).

7 Die gewerkschaftsnahen Kassen in Schweden profitieren zudem von einem gemeinsamen
IT-System. Dies macht die IT-Kosten der schwedischen Arbeitslosenkassen auch zehnmal
niedriger als die ihrer dänischen Pendants.
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In den 1990er Jahren bezogen etwa zwei Drittel aller Versicherten im Alter zwi-
schen 60 und 66 Jahren efterløn (Parsons u.a. 2003) und derzeitig ist die gesamtfiskali-
sche Bedeutung von Vorruhestandsleistungen sogar größer als die des Arbeitslosen-
geldes. So zahlten A-Kassen im Jahr 2004 ca. 22,8 Milliarden DKK für Arbeitslosen-
geld und 25 Milliarden DKK für efterløn aus (Politiken, 11. November 2005). Dies ist
umso bemerkenswerter, da im Jahr 1999 eine Reihe von Änderungen vorgenommen
wurden, die den Zugang zu efterløn erschweren sollten bzw. ein längeres Verbleiben
im Arbeitsleben prämierten. So existieren inzwischen getrennte A-Kassen-Beiträge,
und damit die günstigere Option, sich lediglich gegen Arbeitslosigkeit zu versichern.
Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld ist seither an die Zahlung eines separaten efter-
løn-Beitrags von jährlich 614 € (4584 DKK) geknüpft. Jüngste Zahlen deuten darauf
hin, dass diese Reform zumindest teilweise Erfolg hatte, denn die Quote jüngerer
A-Kassen Mitglieder, die efterløn-Beiträge leisten, ist in den letzten Jahren deutlich
gesunken (Bredgaard/Larsen 2005: 320).

Zum zweiten ist zu betonen, dass dänische A-Kassen ihren Mitgliedern eine
Reihe von Dienstleistungen anbieten, wie z.B. Beratung über freie Stellen oder Wei-
terbildungsmöglichkeiten, Hilfe bei der Jobsuche und Arbeitsvermittlung. Bei einigen
Kassen ist der Katalog dieser angebotenen Leistungen eher begrenzt, bei anderen
aber sehr umfangreich, was zum Teil die unterschiedliche Höhe der von den A-Kas-
sen erhobenen Verwaltungsbeiträge erklärt.8 Dabei sind es gerade gewerkschaftliche
Kassen für Arbeiter, die sich in der Arbeitsvermittlung und Unterstützung bei der
Jobsuche profilieren (siehe Abschnitt 4).

Anders als in Dänemark kümmern sich schwedische Arbeitslosenkassen aus-
schließlich um das Arbeitslosengeld, nicht um die Arbeitsvermittlung. Letztere ob-
liegt den öffentlichen Arbeitsämtern. Die Kassen bieten auch keine Beratung über
das Arbeitslosengeld oder andere berufsrelevante Auskünfte. Hierfür sind die Ge-
werkschaften selbst zuständig. Einige schwedische Gewerkschaften bieten zudem seit
einiger Zeit verstärkt zusätzliche Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit an. Wie in
Dänemark besteht in der schwedischen Arbeitslosenversicherung eine Deckelung, die
relativ niedrig angesetzt ist. Es besteht zudem keine automatische Indizierung der
Leistungen, vielmehr werden die Mindest- und Höchstbeträge von der Regierung
festgelegt. Wegen des bestehenden Maximalbetrags erhalten viele Besserverdiener
daher nicht die nominalen 80 Prozent des vorherigen Gehaltes an Arbeitslosengeld.
So erhielten Antragsteller 2003 nur durchschnittlich 63 Prozent ihres letzten Gehaltes
(IAF 2005: 17). Dies veranlasste die Akademikergewerkschaft SACO dazu, eine neue
private Versicherung anzubieten, die bis zu einem Bemessungshöchstsatz von 40.000
SEK (ca. 4169 €) pro Monat 80 Prozent des vorherigen Einkommens erstattet. Im
Vergleich dazu liegt der maximale Verdienst, der in der staatlich geregelten freiwilli-
gen Verdienstausfallversicherung zu Grunde gelegt wird, bei einem monatlichen
Einkommen von 20.075 SEK (2093 €), also lediglich der Hälfte.

Die Entstehung einer derartigen dritten Absicherung gegen Arbeitslosigkeit in
Form einer privaten Zusatzversicherung in Schweden ist eine der bedeutendsten

8 AK-Samvirke, der dänische Dachverband der Arbeitslosenkassen, bietet eine sehr infor-
mative Übersicht über die jeweiligen Strukturen und angebotenen Leistungskataloge (fast)
aller Kassen in Dänemark (s. www.ak-samvirke.dk).
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Entwicklungen in den letzten zehn Jahren. Diese wird privat von den Gewerkschaf-
ten (und nicht von einer ihr angeschlossenen Arbeitslosenkasse) in Kooperation mit
einem kommerziellen Versicherungsträger angeboten und wird ausschließlich durch
Versichertenprämien finanziert. Die Zahl der Gewerkschaften, die diese Art der
Zusatzversicherung anbietet, ist steigend. Insbesondere Angestelltengewerkschaften,
die vorwiegend Besserverdiener umfassen, haben deshalb für ihre Mitglieder eine
private Möglichkeit geschaffen, das Arbeitslosengeld aus der freiwilligen Verdienst-
ausfallversicherung für ca. 100 bis 120 Tage aufzubessern, so dass wieder die nomi-
nale Lohnersatzrate von 80 Prozent erreicht wird (Engblom 2005). Manchmal ist
diese Zusatzversicherung Teil des allgemeinen Gewerkschaftsbeitrages, der in Folge
dessen je nach Arbeitslosigkeitsrisiko im Sektor um wenige Euro angehoben wurde,
oder sie wird als gesonderte gebührenpflichtige Leistung auf individueller Basis op-
tional angeboten. Einige Arbeitnehmergruppen, z.B. Regierungsangestellte, genießen
diese Zusatzversicherung kollektiv als Teil der tarifvertraglichen Leistungen. Der
Anteil der kollektiv abgesicherten Arbeitnehmer wird auf 20-25 Prozent der Beschäf-
tigten geschätzt. Das Bestehen dieser privaten Zusatzversicherung dürfte ein Haupt-
erklärungsgrund für die Attraktivität der Gewerkschaften unter besserverdienenden
Arbeitnehmern in Schweden sein.

Zusammenfassend lassen sich also sowohl in Dänemark als auch in Schweden
starke finanzielle Anreize finden, die für den Beitritt in eine freiwillige Arbeitslosen-
versicherung sprechen. Die stark ausgeprägte Steuerfinanzierung ermöglicht geringe
direkte Kassenbeiträge, die zudem steuerlich absetzbar sind und denen im Fall von
Arbeitslosigkeit relativ großzügige Leistungen gegenüberstehen. Andere Aspekte (wie
die Aussicht auf efterløn und die arbeitsvermittelnde Rolle der Kassen in Dänemark)
dürften die Motivation einer Mitgliedschaft weiter steigern. Die große gesellschaftli-
che Reichweite des Genter Systems der Arbeitslosenversicherung (vgl. Tabelle 2,
Seite 356) verwundert daher kaum. So sind in Dänemark etwa 80 Prozent und in
Schweden 85 Prozent aller Erwerbspersonen Mitglied einer Arbeitslosenkasse.

4. Das Genter Arbeitslosenversicherungssystem – immer noch ein gewerk-
schaftliches Rekrutierungsinstrument?

Die enge Verknüpfung zwischen Arbeitslosenversicherung und Gewerkschaft wird
meist als wichtigster Faktor für die hohe Gewerkschaftsdichte in Dänemark als auch
Schweden erachtet (Lind 2004; Jørgensen 2002; Timonen 2003). In der Tat ließ sich
mittels qualitativer Befragungen auch auf der Mikroebene für verschiedene Gent-
Länder ermitteln, dass die Verfügbarkeit einer Arbeitslosenversicherung einen – und
für manche Mitglieder sogar den – Hauptgrund für die Gewerkschaftsmitgliedschaft
darstellt. Allerdings bleibt die Frage bestehen, weshalb die große Mehrheit der Er-
werbstätigen in beiden Ländern die doppelte Mitgliedschaft vorzieht und auf die
finanziell günstigere Option verzichtet, einer Kasse beizutreten ohne gleichzeitig
Gewerkschaftsmitglied zu werden; oder, was in Dänemark möglich ist, in eine kos-
tengünstigere Arbeitslosenkasse zu wechseln.

Hier mag man historische Begründungen anfügen. So könnte die in nordischen
Ländern traditionell starke Identifizierung mit der Gewerkschaftsbewegung eine
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Rolle spielen. Lediglich einem Arbeitslosenfonds beizutreten wäre demnach unloyal
gegenüber der jeweils relevanten Gewerkschaft. Zudem wurde noch bis Ende der
1960er Jahre dänischen Kassenmitgliedern, die nicht gleichzeitig Mitglied einer Ge-
werkschaft waren ein erhöhter Beitrag abverlangt. In Schweden ist dies heute noch
der Fall, wobei der Aufschlag allerdings sehr gering ist (siehe Abschnitt 3.1). Auf-
grund der Geringfügigkeit gerade der schwedischen Beiträge, und einer steuerlichen
Absetzbarkeit der Beiträge in beiden Ländern, mögen darüber hinaus die finanziellen
Anreize für einen Kassenwechsel als zu schwach empfunden werden.

Ein weiterer Grund für die weiterhin enge Verknüpfung zwischen Arbeitslosen-
kassen und Gewerkschaft liegt darin, dass die inzwischen eingeforderte größere Trans-
parenz und Abgrenzung zwischen beiden bis vor kurzem nur schwach ausgeprägt
war. Informationen aus dänischen Interviews zufolge ist auch heute noch eine klare
(finanzielle aber auch subjektiv empfundene) Trennung zwischen Gewerkschaft und
A-Kasse bei einer Reihe von Gewerkschaften nicht vorhanden. Dem formal-
rechtlichen Sachverhalt zum Trotz betrachten demnach viele dänische, aber auch
schwedische Arbeitnehmer die Arbeitslosenversicherung weiterhin als einen Zweig
bzw. eine Dienstleistung der Gewerkschaftsbewegung (Hatland 1998).

Ein wichtiger Faktor im dänischen System sind die zusätzlich zum Arbeitslosen-
geld erbrachten Leistungen wie Beratung und insbesondere Arbeitsvermittlung. Wie in
Abschnitt 3.1 dargestellt, wurde mit der Einsetzung der öffentlichen Arbeitsämter (AF)
im Jahre 1969 eine zweigeteilte Struktur geschaffen, bei der die Kassen die Verantwor-
tung für die Leistungen, und die AF für die Vermittlung von versicherten Arbeitslosen
übernahm. Gleichwohl bewahrten gerade die traditionellen und den LO-Gewerk-
schaften nahe stehenden Kassen ihre arbeitsvermittelnde Rolle und blieben damit eine
wichtige Anlaufstelle für Arbeitssuchende. Die in einigen Branchen engen Bindungen
zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften sorgten zudem für wesentlich bessere
Vermittlungsraten der A-Kassen gegenüber der AF. Diese Situation führte Ende der
achtziger Jahre schließlich dazu, dass das Vermittlungsmonopol der AF aufgegeben und
private Vermittlungen zugelassen wurden. De facto bedeutete dies die Anerkennung und
Legalisierung der Rolle der A-Kassen im Bereich Beratung und Vermittlung.

Zum Teil werden diese Dienstleistungen in Kooperation mit der relevanten
Gewerkschaft angeboten. Auch bestehen oft enge Kontakte zwischen gewerkschaftli-
chen A-Kassen und branchenspezifische Arbeitgebern, was die Chance auf eine zügi-
ge Wiedereingliederung in den Beruf erhöht, oder zumindest so wahrgenommen
wird. Weiterhin fällt auf, dass auch personell eine klare Trennung zwischen Gewerk-
schaft und Kasse nicht überall gegeben ist. So ist es (wie aus den Interviews zu erfah-
ren war) nicht unüblich, dass Gewerkschaften und A-Kassen einen Vollarbeitsplatz in
einer Zweigstelle kofinanzieren, ein Mitarbeiter also z.B. eine Zweidrittelstelle bei der
Gewerkschaft und eine Drittelstelle bei der zugehörigen A-Kasse innehat. Hieraus
wird ersichtlich, weshalb Arbeitslosenkassen, bei formaler Unabhängigkeit, von vielen
Versicherten als nach wie vor eng mit der jeweiligen Gewerkschaft verquickt wahrge-
nommen werden. In Dänemark scheint dies ein wesentlicher Grund dafür, dass Ar-
beitnehmer, gerade in traditionellen Branchen, eine gewerkschaftsbezogene Arbeits-
losenversicherung bevorzugen.

Für den dänischen Fall ist somit die These von Scruggs (2002), nach der gewerk-
schaftlich orientierte Arbeitslose potenziell als bevorzugt wahrgenommen werden,
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durchaus plausibel. Für den schwedischen Fall ist dies hinsichtlich der Art der Job-
angebote allerdings nicht zutreffend, da die Arbeitsvermittlung ausschließlich von der
zuständigen öffentlichen Behörde betrieben wird. Obwohl die Arbeitslosenkassen
über Sperrfristen und andere Sanktionen entscheiden, ist es die öffentliche Arbeits-
vermittlung in Form der lokalen Arbeitsämter, die den so genannten Arbeitstest aus-
führt, dass heißt überprüft, ob ein Arbeitssuchender geeignete Stellenangebote an-
nimmt. Die öffentliche Arbeitsvermittlung hat auch die zentrale Aufgabe, über
grundsätzliche Bedingungen der Arbeitslosenversicherung zu informieren und zu
prüfen, ob Antragsteller diese Bedingungen erfüllen. Die Auszahlung von Arbeitslo-
sengeld durch die jeweilige Kasse ist dabei an eine Registrierung beim Arbeitsamt
geknüpft. Die dänische Praxis ist prinzipiell ähnlich. Allerdings entstehen häufiger
Zuständigkeitskonflikte, die durch die Rolle der Kassen im Bereich der Beratung
Arbeitsloser und besonders in der Arbeitsvermittlung begründet liegen. In Schweden
ist dagegen lediglich die Beratung in Fragen des Arbeitslosengeldes Sache der Ge-
werkschaften, nicht der Arbeitslosenkassen. Diese und andere arbeitsmarktspezifi-
sche Beratungsangebote machen schwedische Gewerkschaften für Arbeitssuchende
attraktiv, und dürften wie in Dänemark die formale Trennung zwischen Arbeitslo-
senkasse und dazugehöriger Gewerkschaft verwischen.

Zusammenfassend lassen sich also zumindest fünf Gründe finden, die für eine
gleichzeitige Kassen- und Gewerkschaftsmitgliedschaft sprechen. Erstens ist die
Identifikation mit der Gewerkschaftsbewegung in beiden Beispielländern nach wie
vor stark ausgeprägt und der Beitritt in die Gewerkschaft beinhaltet traditionell eine
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit in der Kasse, die eng mit der jeweiligen Gewerk-
schaft kooperiert. Zweitens sind die durch die doppelte Mitgliedschaft entstehenden
zusätzlichen Kosten relativ gering. In beiden Ländern wird, drittens, die formale
Trennung zwischen Gewerkschaft und Arbeitslosenkasse oft nicht als solche wahr-
genommen, was besonders auf Arbeitergewerkschaften zutrifft und durch eine
strukturelle Verquickung auf lokaler Ebene (enge Kooperation beider Organisatio-
nen, Angestelltenverhältnisse, räumliche Nähe) verstärkt wird. Die Arbeitslosenkasse
erscheint demnach als eine gewerkschaftliche Dienstleistung. Viertens darf man an-
nehmen, dass Arbeitslose mit doppelter Mitgliedschaft in beiden Ländern von engen
branchenbezogenen und lokalen Kontakten zwischen Arbeitgebern, Gewerkschaften
und Arbeitslosenkassen profitieren. Letzlich spielen die nur von dänischen Kassen
erbrachten Leistungen bei der Arbeitssuche und Jobvermittlung eine wichtige Rolle.
Kassenmitglieder, die nicht gleichzeitig der jeweiligen Gewerkschaft angehören, mö-
gen sich bei den angebotenen Serviceleistungen benachteiligt fühlen – oder sind
tatsächlich schlechter gestellt als ihre gewerkschaftlichen Kollegen.

5. Schlussbetrachtung: Zukunftschancen des Genter Systems im modernen
Sozialstaat

In beiden Untersuchungsländern ist das System der freiwilligen, weitgehend gewerk-
schaftlich angebundenen Arbeitslosenversicherung häufig Gegenstand politischer
Debatten. Dies ist aus wenigstens zwei Gründen nicht weiter verwunderlich. Erstens
fungiert das System, wie in Abschnitt 4 dargestellt, nach wie vor als ein wichtiges
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gewerkschaftliches Rekrutierungsinstrument, was ideologisch motivierte Versuche
einer Modifikation der Grundstrukturen erklärt. Zweitens sind die Kassen einerseits
private Organisationen, andererseits stark steuerlich subventioniert und mit öffentli-
chen Aufgaben betraut (Gewährung von Sozialleistungen, Überprüfung von An-
spruchsberechtigungen usw.), was eine aufwändige Kontrolle rechtlich vorgegebener
Kriterien erfordert.

Es sollen nun abschließend einige Überlegungen darüber angestellt werden, in-
wieweit die mittelfristige Zukunft des Genter Systems in Anbetracht aktueller Her-
ausforderungen als gefestigt oder gefährdet gelten kann. In Dänemark verweisen
einige Kommentatoren (Lind 2004; Hornemann/Lind 2005) gerade in jüngster Zeit
auf Faktoren, die als mittelfristige Bestandsgefährdung der Arbeitslosenversicherung
gelten mögen. So wird auf das stetige Absinken des Maximalbetrags des Arbeitslo-
sengelds aufmerksam gemacht, das eine Ausweitung privater Zusatzversicherungen
für besser verdienende Beschäftigte provoziere und damit eine Unterminierung des
traditionellen, kollektiven Systems wahrscheinlicher mache. Tatsächlich werden pri-
vate freiwillige Zusatzversicherungen in letzter Zeit verstärkt angeboten; ihr Dek-
kungsgrad ist mit ca. 3 Prozent der Erwerbstätigen allerdings bislang gering. Zudem
sind es meist Gewerkschaften selbst, die ihren Mitgliedern die Möglichkeit einer
Zusatzversicherung gegen Arbeitslosigkeit anbieten. Da diese wiederum an eine Mit-
gliedschaft in einer A-Kasse gebunden ist, könnten sich Zusatzversicherungen mittel-
fristig eher als stabilisierende Weiterentwicklung denn als Untergrabung der traditio-
nellen Arbeitslosenversicherung erweisen.

Auch die seit dem Jahre 2002 bestehende Option einer branchenübergreifenden
Öffnung der A-Kassen wird als potenziell strukturverändernd gedeutet.  So konnten
in den zurückliegenden 5 Jahren die drei ‚freien‘ (wettbewerbsorientierten) Kassen
hohe Zuwachsraten verzeichnen, und die Mitgliederzahl der nicht gewerkschaftlich
orientierten Christlichen Kasse ist auch deutlich gestiegen (Arbejdsdirektoratet 2005:
67). Dennoch ist die relative Bedeutung dieser vier Kassen (mit zusammen knapp 15
Prozent aller Versicherten) bisher noch relativ gering, obwohl die Beiträge zu den
teuersten Kassen doppelt so hoch sind wie zu den günstigsten (Arbejdsdirektoratet
2005). Die große Mehrheit der A-Kassen hat die Möglichkeit einer Abwerbung bran-
chenfremder Mitglieder bisher ignoriert, um Konflikte zu vermeiden und traditionelle
Abgrenzungen zu erhalten. Der vom Gesetzgeber erhoffte Wettbewerb zwischen
Kassen hat sich somit nicht entfalten können, und ein Wechsel der A-Kasse erfolgt
meist, wie bisher, nur bei einem Arbeitsplatzwechsel in eine branchenfremde Sparte.

Der letzte politische Vorstoß der konservativ-liberalen dänischen Regierung, der
das System potenziell in Gefahr hätte bringen können, liegt noch nicht so weit zu-
rück. Im September 2003 wurde eine signifikante Absenkung der Lohnersatzrate für
vormals besser verdienende Arbeitslose propagiert. Allerdings wurde dieser Vor-
schlag vehement von Gewerkschaften und Arbeitgebern kritisiert und dann erstaun-
lich schnell zurückgezogen. Seither hat es keine Anzeichen dafür gegeben, dass die
dänische Regierung beabsichtigt die Leistungen der Arbeitslosenversicherung zu
senken oder gar Strukturreformen durchzuführen. Dennoch wird auf nötige ‚Effizi-
enzsteigerungen‘, sowie die Notwendigkeit einer stärkeren Kontrolle von Arbeitslo-
sen seitens der A-Kassen und der weiteren Förderung des Wettbewerbs zwischen den
Kassen verwiesen. Dessen ungeachtet lässt sich allerdings feststellen, dass Regierung
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und Arbeitgeberorganisationen sowohl die derzeitige institutionelle Struktur als auch
das Leistungsniveau der existierenden Arbeitslosenversicherung akzeptieren. Dies mag
mit der derzeitig positiven Arbeitsmarktentwicklung zusammen hängen, die vermehrt
als Ausdruck der Wettbewerbsfähigkeit des dänischen Arbeitsmarktmodells interpre-
tiert wird. Madsen (2005; 2006) spricht in diesem Zusammenhang von einem spezi-
fisch dänischen Flexicurity Modell, dass er als ‚goldenes Dreieck‘ beschreibt, in dem
sich ein flexibler Arbeitsmarkt, großzügige soziale Sicherungsleistungen und aktivie-
rende Arbeitsmarktpolitik komplementär ergänzen. Das gewerkschaftsbezogene
Arbeitslosenversicherungssystem mag als ein zusätzliches Strukturelement dieses
Arbeitsmarktmodells verstanden werden, welches durch strikte und qualifikationsori-
entierte Aktivierung und expansive Arbeitsmarktpolitik flankiert wird (Bredgaard/
Larsen 2005). Die Arbeitslosenversicherung erweist sich also quasi als ‚institutionali-
sierte Stütze‘ (Jørgensen 2002: 171), da sie einerseits Einkommenssicherheit bietet
und Flexibilität fördert, und sich andererseits positiv auf die Qualität der Arbeitsbe-
ziehungen und Tarifverhandlungsstrukturen Dänemarks auswirkt.

In Schweden ist der Anteil derjenigen, die nur Mitglied in einer schwedischen Ar-
beitslosenkasse und nicht gleichzeitig Gewerkschaftsmitglied sind verschwindend ge-
ring, in einigen Gewerkschaften der Angestellten in den letzten Jahren allerdings gestie-
gen und nicht mehr unbedeutend. Dies betrifft besonders die Arbeitslosenkasse der
Akademiker, bei der immerhin 92.000 der insgesamt 500.000 Versicherten nicht Mit-
glied in der Gewerkschaft sind. Diese Entwicklung ist derzeitig allerdings nicht überzu-
bewerten. So ist sowohl die Zahl der gegen Arbeitslosigkeit Versicherten als auch die
Zahl der Gewerkschaftsmitglieder in den letzten 10 bis 15 Jahren gestiegen. So be-
trachtet kann das schwedische System derzeit also kaum als bestandsgefährdet gelten.

Auch in Schweden ist das Arbeitslosenversicherungssystem allerdings seit langem
in der politischen Diskussion und geriet gerade in den 1990er Jahren in die Kritik kon-
servativer und liberaler Parteien, die die Einführung einer allgemeinen staatlich verwal-
teten Versicherung gegen Arbeitslosigkeit planten. Die Absicht war hierbei, eindeutiger
zu unterstreichen, dass man nicht Mitglied einer Gewerkschaft sein müsse, um gegen
Arbeitslosigkeit versichert zu sein, in der Hoffnung, dass sich mehr Arbeitnehmer für
den staatlichen Fonds entschieden und damit die Gewerkschaften schwächten (Timo-
nen 2003: 97). Diese Strategie ging jedoch nicht auf, da die in die Regierung zurückkeh-
renden Sozialdemokraten entschieden, die Rolle der Gewerkschaften dadurch zu stär-
ken, dass diese nun auch die versicherungspflichtige Grundsicherung verwalteten.
Komplementär dazu wurde die gewerkschaftsunabhängige Alfa-Kasse gegründet.
Diese wird von den gewerkschaftsnahen Kassen allerdings nicht als Bedrohung emp-
funden und ihre bisherigen Mitgliedszahlen geben dazu auch kaum Anlass.

Die konservative Moderaterna Partei, zur Zeit die stärkste Oppositionspartei,
hat ihre Taktik inzwischen geändert, nachdem sich die Attacken auf die gewerk-
schaftliche Verwaltungsstruktur nicht in Wählerstimmen umgesetzt haben (Intervie-
winformationen). Derzeitig wird die Rolle der Gewerkschaften in der Arbeitslosen-
versicherung hingenommen. Das Ziel sei nun nicht mehr die Einführung einer obli-
gatorischen staatlichen Kasse, sondern die bestehende Alfa-Kasse attraktiver zu ma-
chen, den steuerfinanzierten Anteil zu senken und die Beitragsfinanzierung zu erhö-
hen. Weiterhin wird die Idee des Wettbewerbs zwischen den Kassen verfolgt, die
wohl mit einer stärkeren Differenzierung der Mitgliederbeiträge einherginge, da die
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jeweiligen Beitragssätze dann die tatsächlichen Verwaltungskosten und jeweiligen
Arbeitslosenraten widerspiegeln sollten.9

Die Relevanz des Genter Systems für die Gewerkschaften betrifft jedoch nicht
nur die Mitgliederrekrutierung, sondern auch ihre allgemeine Verhandlungsmacht.
Falls es den Gewerkschaften nicht gelingt, einkommensbezogene Leistungen zu ver-
teidigen, besteht die Gefahr, dass Mitglieder andere Arten der Versicherung erwägen
und möglicherweise ihre Gewerkschaftsmitgliedschaft kündigen. Zugespitzt formu-
liert hängen das Prestige und die Macht der Gewerkschaften stark mit der Fähigkeit
zusammen, adäquate Lohnersatzleistungen zu garantieren. Gewerkschaften und ihre
Mitglieder sind von Arbeitslosigkeit und Leistungskürzungen doppelt betroffen.
Wenn Arbeitslosigkeit steigt und Leistungen sinken, wächst potenziell die Bereit-
schaft der Arbeitslosen, für geringere Löhne zu arbeiten und damit die Standardlöhne
anderer Arbeitnehmer zu bedrohen. Darüber hinaus könnte die Erodierung des Lei-
stungsniveaus der Arbeitslosenversicherung Konkurrenz durch andere, vorwiegend
private Versicherungsanbieter hervorrufen, und damit einen wichtigen gewerkschaft-
lichen Beitrittsanreiz unterminieren. Eine darauf folgende Verringerung der Organi-
sationsdichte würde auch das Potenzial zur kollektiven Handlung vermindern (Timo-
nen 2003). Die Verteidigung der Arbeitslosenleistungen wurde daher in den 1990er
Jahren zu einem wichtigen Bestandteil der gewerkschaftlichen Opposition gegen
geplante Einschnitte in den Sozialstaat. Wie beschrieben, lag als Folge eines relativ
niedrig angesetzten Maximalbetrags die tatsächliche Leistungshöhe teilweise weit
unter dem angezielten Niveau von 80 Prozent des letzten Verdienstes und bot damit
besonders für Besserverdienende keine adäquate Kompensation mehr. Eine Einfüh-
rung privater Zusatzversicherungen, die direkt von den Gewerkschaften angeboten
wurden, diente daher als klassischer selektiver Mitgliedsanreiz und Werbemittel im
Wettbewerb mit anderen Organisationen um dieselbe Klientel. Langfristig unterlau-
fen niedrige Leistungen allerdings den Verdienstausfallcharakter der Arbeitslosenver-
sicherung. Demnach ist es nicht verwunderlich, dass schwedische Gewerkschaften
seit Jahren die Anhebung des seit 2002 unveränderten Maximalbetrags in der Ar-
beitslosenversicherung fordern (Timonen 2003: 97-98). Zudem widerspricht das
Bestehen einer privaten Zusatzkomponente in der Absicherung gegen Arbeitslosig-
keit dem „skandinavischen Modell“ universeller Wohlfahrt, da diese nur denjenigen
angeboten wird, die aktuell auf dem Arbeitsmarkt tätig sind.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die freiwilligen Arbeitslosenversi-
cherungssysteme sowohl in Dänemark als auch in Schweden keineswegs als Auslauf-
modell sonders durchaus als zukunftsfähig erscheinen. Diese Charakterisierung mag
konjunkturabhängig sein, und zukünftige Strukturreformen der Arbeitslosenversiche-
rung sind natürlich abhängig von der politischen Willensbildung und daher niemals
ausgeschlossen. Ein weiterer Abfall der tatsächlichen Leistungsraten sowie ein gestei-

9 Im Unterschied zu Dänemark variiert der Mitgliedsbeitrag zwischen den Kassen bisher nur
geringfügig, was den Wettbewerb zwischen den Arbeitslosenkassen uninteressant und
rechtlich z.Zt. auch gar nicht möglich macht, da man nur bei Berufswechsel die Kasse
wechseln kann. Der Wettbewerb besteht vielmehr zwischen den Gewerkschaften, die um
dieselben Mitglieder werben. Hierbei ist in der Tat die private Zusatzversicherung gegen
Arbeitslosigkeit ein Mittel im Kampf um Mitglieder.
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gerter Wettbewerb zwischen den Kassen könnte langfristig die bisherigen Grundzüge
der Arbeitslosenversicherung in Dänemark und Schweden untergraben. Zum derzei-
tigen Zeitpunkt lässt sich allerdings sagen, dass mehr Gründe für als gegen die mittel-
fristige Beibehaltung des Genter Systems in Dänemark sprechen. Diese Beurteilung
kann auch für Schweden gelten, wobei der ungewisse Ausgang der bevorstehenden
Parlamentswahl im September 2006 zwar wohl nicht bestandsgefährdend ist, aber
möglicherweise eine Phase struktureller Reformen einläuten könnte.
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